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19.08.2012
Presseerklärung
RAG verweigert in NRW Entschädigungen wegen bergbauinduzierter Erdbeben 
Leider waren die Versuche des LVBB, durch Gespräche zu einer gütlichen Einigung zu kommen, nicht erfolgreich.

Vertreter der RAG erklärten jetzt bei einer Zusammenkunft mit dem LVBB, dass der Konzern den Bürgerinnen und Bürgern in NRW vergleichbare Entschädigungen wie im Saarland verweigert. Der Bergbaukonzern, der erst seit ca. 15 Jahren durch seinen Hochleistungsbergbau die starken Erschütterungen provoziert und bewusst in Kauf nahm und noch nimmt, dass die Bergbaubetroffenen über längere Zeit kaum eine ruhige Nacht haben, will sich ignorant über Gerichtsentscheidungen hinwegsetzen.

Die „Rechenspielereien“ des Landgerichts Saarbrücken haben für die Ermittlung der Entschädigungen im Saarland keine Rolle gespielt, erklärte die RAG. Dabei hat das Landgericht nicht nur die besonders starken Erschütterungen als entschädigungs​pflichtig gewürdigt. Auch die Häufung geringerer Ereignisse wie in NRW muss nach Ansicht der Richter entschädigt werden. So hat der LVBB - regional unterschiedlich - eine Reihe von Monaten nur für Tagesereignisse ermittelt, für die mindestens 20% Minderung der fiktiven Miete erstattet werden müssten.
2008 hatte der Bundesgerichtshof höchstrichterlich geklärt, dass der Bergbauunternehmer nicht nur „seinem“ (ihn begünstigenden) Berggesetz unterliegt sondern auch endlich einmal festgestellt, dass das für alle gültige „Bürgerliche Gesetzbuch“ auch für  den Bergwerksbetreiber RAG Rechtsgültigkeit besitzt. Danach muss auch die RAG für „nachbarliche“ Belästigungen gerade stehen.
Dass das Landgericht in Saarbrücken bei seiner Urteilsfindung Ereignisse bei Tag und bei Nacht mit dem Hinweis „der Unternehmer habe ja keinen Einfluss darauf, wann es knallt“  gleich behandelt hatte, war für den LVBB sowieso nur schwer nachzuvollziehen. Die Einlassung des Gerichts nützt dem Bürger natürlich wenig, wenn er nachts aus seinem Bett hochschreckt und nicht wieder einschlafen kann.

Geradezu grotesk ist es, wenn die RAG Entschädigungen auch aus „subventions​rechtlichen Gründen“ verweigert. Zu gut ist der Öffentlichkeit noch in Erinnerung, wie die RAG mit Steuergeld im Zusammenhang mit dem Regionalrat umgegangen ist. Da wurden den Mitgliedern (u.a. die Bürgermeister von „Kohlestädten“) für minimalen Aufwand 15000 € ausgezahlt! 

In jedem Fall werden sich die Bürgerinnen und Bürger nicht mit der Entscheidung der RAG zufrieden geben, zumal in vielen Fällen die Kostenübernahme im Klageverfahren durch eine Rechtsschutzversicherung gegeben ist. So wird man auch hier in NRW eine gerichtliche Entscheidung herbeiführen müssen. Das dauert zwar etwas länger, wird für die RAG sicherlich nicht billiger und wird auch ihr Ansehen in der Öffentlichkeit nicht stärken. 
Der LVBB wird auch die Landesregierung ins Boot holen, da von dieser ganz deutlich auf die Gleichstellung und Gleichbehandlung der Menschen hier im Lande hingewiesen wurde.

Bürgerinnen und Bürger, die bereit sind, Klageverfahren durchzuführen, sollten sich an die örtliche Bürgerinitiative oder direkt an den LVBB wenden. Wir bieten Unterstützung an.
für den Vorstand
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Vorstandssprecher: Ulrich Behrens (geschäftsführend) - Klaus Friedrichs -  Klaus Wagner
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